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Der Antragsgegner wird im Wege der einstweiligen Anordnung
verpflichtet, der Antragstellerin vorlÃ¤ufig und unter dem Vorbehalt der
RÃ¼ckforderung Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB II) fÃ¼r die Zeit vom 21.01.2021 bis zunÃ¤chst zum 30.04.2021 iHv
anteilig 360,52 â�¬ fÃ¼r die Zeit vom 21.01.2021 bis 31.01.2021 und fÃ¼r
die Zeit vom 01.02.2021 bis 30.04.2021 iHv monatlich 1.016,00 â�¬,
ausgehend von einem monatlichen Regelbedarf iHv 446,00 â�¬ sowie
tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft und Heizung iHv 570,00 â�¬ (450,00
â�¬ Grundmiete, 40,00 â�¬ Nebenkosten und 80,00 â�¬ Heizkosten), zu
bewilligen.

Der Antragsgegner hat die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der
Antragstellerin zu erstatten.

GrÃ¼nde

I.

Die Antragstellerin begehrt im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes die
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Bewilligung von Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende nach dem
SGB II aufgrund der behÃ¶rdlichen SchlieÃ�ungsanordnung ihres Betriebes seit dem
16.12.2020.

Die 1970 geborene Antragstellerin ist selbstÃ¤ndige Friseurmeisterin und alleinige
Inhaberin eines Friseursalons in A-Stadt, D. Ihr Gewerbe hat sie seit dem 14.11.2006
angemeldet. Angestellte hat die Antragstellerin nicht. Die Antragstellerin ist seit
dem Jahre 2008 geschieden und hat zwei TÃ¶chter (17 und 20 Jahre alt), welche bei
ihrem Vater wohnen. Die Antragstellerin bewohnt seit dem 01.08.2017 allein eine
85 qm groÃ�e Drei-Zimmer-Wohnung, fÃ¼r die sie eine monatliche Kaltmiete von
450,00 â�¬ zzgl. 40,00 â�¬ Nebenkostenvorauszahlung sowie 80,00 â�¬
Heizkostenvorauszahlung zu entrichten hat. 

Aufgrund Â§ 10 Nr. 9 der NiedersÃ¤chsische Verordnung Ã¼ber MaÃ�nahmen zur
EindÃ¤mmung des Corona-Virus SARS-CoV-2 (NiedersÃ¤chsische Corona-
Verordnung) in der ab dem 16.12.2020 gÃ¼ltigen Fassung, zuletzt geÃ¤ndert am
08.01.2021, musste die Antragstellerin ihr FriseurgeschÃ¤ft ab dem 16.12.2020
schlieÃ�en.

Am 28.12.2020, beim Antragsgegner eingegangen am 29.12.2020, stellte die
Antragstellerin aufgrund der coronabedingten SchlieÃ�ung ihres Friseurbetriebs
einen Antrag auf Leistungen nach dem SGB II und verwendete hierzu das von der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit herausgegeben Formblatt fÃ¼r den vereinfachten
Antrag fÃ¼r BewilligungszeitrÃ¤ume in der Zeit vom 01.03.2020 bis 31.03.2021
und kreuzte u.a. an, Ã¼ber kein erhebliches VermÃ¶gen zu verfÃ¼gen. Als Anlagen
wurden ein Versicherungsschein der A. Versicherungen, der Personalausweis sowie
der Mietvertrag benannt. Die Antragstellerin gab in dem Antrag u.a. an, privat
renten- und krankenversichert zu sein.

Mit Schreiben vom 30.12.2020 forderte der Antragsgegner die Antragstellerin u.a.
dazu auf, das eigene Erstantragsformular des Antragsgegners nochmals
ausgefÃ¼llt und unterschrieben zurÃ¼ckzusenden sowie nochmals ihren
Personalausweis, Angaben zur ErwerbsfÃ¤higkeit, lÃ¼ckenlose KontoauszÃ¼ge seit
dem 01.07.2020 von sÃ¤mtlichen Konten, den Vordruck EKS Ã¼ber
abschlieÃ�enden Angaben fÃ¼r den Zeitraum 01.06.2020 bis 30.11.2020 sowie
eine Prognose fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2020 bis 31.05.2021, das Kassenbuch ab
dem 01.07.2020, die betriebswirtschaftliche Auswertung fÃ¼r das Jahr 2020, die
Einkommensteuerbescheide fÃ¼r die Jahre 2018 und 2019 sowie eine
Stellungnahme darÃ¼ber abzugeben, wie der Lebensunterhalt in den letzten 6
Monaten sichergestellt worden sei. Auf die Folgen fehlender Mitwirkung wurde die
Antragstellerin hingewiesen. 

Mit Schreiben vom 04.01.2021 teilte die Antragstellerin mit, dass sie darauf
hinweisen wolle, dass sie aufgrund der behÃ¶rdlichen Anordnung seit dem
16.12.2020 nicht arbeiten dÃ¼rfe, Fragen zur ErwerbsfÃ¤higkeit mithin nicht zur
Diskussion stehen dÃ¼rften. Sie habe keinerlei EinkÃ¼nfte seit dem 16.12.2020.
Sie habe deshalb den vereinfachten Antrag auf Grundsicherungsleistungen gestellt
und dabei u.a. angegeben, auch Ã¼ber kein erhebliches VermÃ¶gen zu verfÃ¼gen.
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Die vor Antragstellung erwirtschafteten Einnahmen dÃ¼rften daher nicht relevant
sein. Das in einem am 29.12.2020 gefÃ¼hrten Telefonat angekÃ¼ndigte
â��richtigeâ�� Antragsformular sei zudem noch nicht angekommen. 

Am 11.01.2021 erreichte den Antragsgegner der ausgefÃ¼llte Antrag der
Antragstellerin nebst Anlagen vom 09.01.2021. Zu den EinkommensverhÃ¤ltnissen
gab die Antragstellerin dabei an, aufgrund der coronabedingten SchlieÃ�ung derzeit
kein Einkommen und auch kein sonstiges/weiteres (Neben-)Einkommen zu erzielen.
Sie versicherte, im Ã�brigen auch keine Produkte, Gutscheine etc. anzubieten. Zu
den abgefragten Schulden sowie erzieltem Einkommen vor Dezember 2020 gab die
Antragstellerin an, dass dies nicht relevant sei. Erzieltes Einkommen vor
Antragstellung stelle VermÃ¶gen dar. Zum Nachweis u.a. der EinkÃ¼nfte vom
01.12.2020 bis 15.12.2020 legte die Antragstellerin die KontoauszÃ¼ge fÃ¼r die
Zeit vom 01.12.2020 bis zum 31.12.2020 vor. Als Einkommensprognose fÃ¼r die
Zeit vom 01.12.2020 bis 31.05.2021 gab die Antragstellerin an, dass seit dem
16.12.2020 0,00 â�¬ an Einnahmen erzielt wÃ¼rden bis zum Ende des Lockdowns.
Dem Antrag beigefÃ¼gt war ferner eine Mietbescheinigung ihrer Vermieterin (Bl.
52f. der eAkte).

Mit Schreiben vom 13.01.2021 forderte der Antragsgegner die Antragstellerin zur
Vorlage des beiliegenden E-Bogens, des ErgÃ¤nzungsbogens E3, S und VC â��
vervollstÃ¤ndigt und unterschrieben â�� auf, zur vom Vermieter ausgefÃ¼llten und
unterschriebenen Vorlage der beiliegenden Mietbescheinigung, zur Vorlage von
lÃ¼ckenlosen KontoauszÃ¼gen zu allen vorhandenen privaten und geschÃ¤ftlichen
Konten sowie Paypal-Konten ab dem 01.07.2020 bis Abgabetag (es seien lediglich
KontoauszÃ¼ge zu einem GeschÃ¤ftskonto fÃ¼r den Monat Dezember 2020
vorgelegt worden), nochmals zur Vorlage des Personalausweises, des
Sozialversicherungsausweises, der betriebswirtschaftlichen Auswertung fÃ¼r 2020,
eines ordentlich gefÃ¼hrten Kassenbuchs ab dem 01.07.2020 bis Abgabetag sowie
zur Stellungnahme, aus welchen Mitteln der Lebensunterhalt in den vergangenen
Monaten sichergestellt worden sei, auf. Er wies ferner darauf hin, dass Â§ 67 SGB II
nicht zu entnehmen sei, dass die Regelungen des SGB II zur Feststellung der
HilfebedÃ¼rftigkeit auÃ�er Kraft gesetzt worden seien. Einzelne Vorschriften seien
leidglich in einzelnen Punkten erleichtert worden. Weiter erlasse Â§ 67 SGB II nicht
die Pflicht zur Vorlage aller notwendigen Unterlagen und der Abgabe von
ErklÃ¤rungen, um HilfebedÃ¼rftigkeit festzustellen. Es sei deshalb entgegen der
Auffassung der Antragstellerin nicht ausreichend, lediglich den Vordruck VA der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit einzureichen und zwei Nachweise vorzulegen. Auch
gemÃ¤Ã� den Regelungen der Bundesagentur wÃ¤re sie zur Vorlage diverser
Formulare verpflichtet, um HilfebedÃ¼rftigkeit nachzuweisen.

Die Antragstellerin legte daraufhin (Bl. 83 ff. der eAkte) weitere Belege, u.a.
KontoauszÃ¼ge vom 01.01.2021 bis 18.01.2021 vor und legte ihre Einnahmen
(5.455,00 â�¬) und Ausgaben (1.170,09 â�¬) aus ihrem FriseurgeschÃ¤ft vom
01.12.2020 bis 15.12.2020 dar. FÃ¼r Januar bis Mai 2021 gab sie ihre Einnahmen
mit 0,00 â�¬ an, Ausgaben fÃ¼r Januar iHv 1.042,69 â�¬ (inkl. jÃ¤hrlich zu
zahlender Versicherungen), fÃ¼r Februar iHv ca. 3.347,11 â�¬ (inkl. jÃ¤hrlicher zu
zahlender Versicherungen und Zahlungen an das Finanzamt), fÃ¼r MÃ¤rz iHv
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938,59 â�¬ und fÃ¼r April und Mai iHv 850,11 â�¬. Sie wies dabei darauf hin, dass
die Einnahmen iHv 5.455,00 â�¬ die Bruttoeinnahmen fÃ¼r die Zeit vom
01.12.2020 bis zum 15.12.2020 darstellen wÃ¼rden und nicht â��normaleâ��
Monate abbildeten. Es habe sich um das WeihnachtsgeschÃ¤ft gehandelt und durch
den bevorstehenden angekÃ¼ndigten Lockdown zu Mitte Dezember habe sie bis zu
12 Stunden tÃ¤glich gearbeitet. Sie versichere nochmals, dass keine Gutscheine,
Pflegeprodukte oder Ã�hnliches zum Kauf angeboten wÃ¼rden. Im
ErgÃ¤nzungsbogen VC gab die Antragstellerin nochmals an, Ã¼ber kein erhebliches
VermÃ¶gen zu verfÃ¼gen. Sie gab an, ein Girobusinesskonto zu besitzen, welches
sie privat und geschÃ¤ftlich nutze, ein Paypal-Konto, welches sie rein privat nutze,
ohne Guthaben zu haben sowie bei der DekaBank eine Geldanlage zu besitzen,
welche seit ca. 1 Jahr ruhend gestellt sei und ein Guthaben von 500,00 â�¬
aufweise. Ferner habe sie seit Kurzem eine RÃ¼rup-Rente, in welche sie ca.
1.200,00 â�¬ eingezahlt habe. Bei der SchuldenÃ¼bersicht gab sie ihr
zwischenzeitlich mit 1.500,00 â�¬ Ã¼berzogenes Konto, ein Darlehen bei der
Sparkasse zur Tilgung einer Schuld Ã¼ber 25.000,00 â�¬ beim Finanzamt sowie
eine Autofinanzierung Ã¼ber die B. Bank an, welche anteilig Ã¼ber das GeschÃ¤ft
laufe. Auch Ã¼berreichte die Antragstellerin ausgefÃ¼llten ErgÃ¤nzungsbogen E
sowie den durch die Vermieterin ausgefÃ¼llten und unterschrieben
Mietbescheinigungsvordruck. Zu der Sicherstellung des Lebensunterhalts in den
letzten Monaten teilte die Antragstellerin mit, dass sie bis zum 15.12.2020
gearbeitet hÃ¤tte. Sie habe bis vor dem 16.12.2020 von den Einnahmen ihres
FriseurgeschÃ¤fts gelebt. Dies habe aufgrund behÃ¶rdlicher Anordnung und zum
Wohle der Allgemeinheit wegen der Corona-Pandemie geschlossen werden
mÃ¼ssen. Nach dem Ende des Lockdowns wÃ¼rde sie unverzÃ¼glich wieder ihre
Arbeit aufnehmen und natÃ¼rlich auf weitere Sozialleistungen des Jobcenters
verzichten. Der Personalausweis sei nochmals in Kopie beigefÃ¼gt, obwohl dieser
bereits Ã¼bersandt worden sei. Ferner sehe die Antragstellerin keine
Rechtsgrundlage dafÃ¼r, Ã¼ber den Zeitraum 01.06.2020 bis 30.11.2020 Angaben
zu machen, weshalb dieser Vordruck EKS ohne weitere Angaben und ohne
Unterschrift zurÃ¼ckgesandt wÃ¼rde.

Mit weiterem Schreiben vom 21.01.2020 teilte der Antragsgegner mit, dass der
Antrag nicht entscheidungsreif sei. Es wÃ¼rden noch weitere Unterlagen benÃ¶tigt.
KontoauszÃ¼ge hÃ¤tte die Antragstellerin lediglich fÃ¼r den Zeitraum vom
04.01.2021 bis 18.01.2021 eingereicht. BenÃ¶tigt wÃ¼rden noch KontoauszÃ¼ge
fÃ¼r den Zeitraum vom 01.07.2020 bis 03.01.2021. Fehlen wÃ¼rde der
Sozialversicherungsausweis bzw. die Rentenversicherungsnummer. Es solle von der
A. Krankenversicherung ein Angebot fÃ¼r den Basistarif eingereicht werden. Die
HÃ¶he eines Zuschusses nach Â§ 26 SGB II zu einer privaten Kranken- und
Pflegeversicherung sei begrenzt auf die halben HÃ¶chstbeitrÃ¤ge im Basistarif. Es
sollten lÃ¼ckenlose PayPal-AuszÃ¼ge fÃ¼r die Zeit ab dem 01.07.2020 bis
Abgabetag vorgelegt werden. Ebenso fehle die betriebswirtschaftliche Auswertung
fÃ¼r das Jahr 2020 sowie ein vollstÃ¤ndig gefÃ¼hrtes Kassenbuch fÃ¼r die Zeit ab
dem 01.07.2020. Der beigefÃ¼gte Vordruck EKS fÃ¼r den Zeitraum vom
01.06.2020 bis 30.11.2020 sei auszufÃ¼llen. Falls die betriebswirtschaftliche
Auswertung fÃ¼r das Jahr 2020 bzw. fÃ¼r die Zeit ab Juni 2020 eingereicht
wÃ¼rde, brÃ¤uchte der Vordruck EKS nicht ausgefÃ¼llt werden.
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Am 25.01.2021 leitet der Antragsgegner ein Kontenabrufverfahren in die Wege.

Am 21.01.2021 stellte die Antragstellerin Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
beim Sozialgericht OsnabrÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt sie vor, dass sie
selbstÃ¤ndige Friseurmeisterin in A-Stadt sei und seit dem 16.12.2020 aufgrund
behÃ¶rdlicher Anordnung nicht mehr arbeiten dÃ¼rfe und kein Einkommen erziele.
Sie verfÃ¼ge zudem Ã¼ber kein sonstiges Einkommen und auch kein erhebliches
VermÃ¶gen. Sie kÃ¶nne ihren Lebensunterhalt nicht mehr sichern und ihre Miete
nicht bezahlen. Deshalb habe sie am 28.12.2020 einen Antrag auf
Grundsicherungsleistungen beim Antragsgegner gestellt und hierfÃ¼r den
vereinfachten Antrag der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit verwendet, welcher aber vom
Landkreis nicht akzeptiert worden sei, sodass noch einmal das Antragsformular des
Antragsgegners habe eingereicht werden mÃ¼ssen. Die Antragstellerin habe bis
zum 15.12.2020 noch teilweise das WeihnachtsgeschÃ¤ft nutzen kÃ¶nnen und
Einnahmen erzielt, welche selbstverstÃ¤ndlich nach Abzug der Ausgaben und
Bereinigung zu berÃ¼cksichtigen seien. Seit dem 16.12.2020 habe sie aber nicht
mehr arbeiten kÃ¶nnen, wodurch erhebliche Einnahmen eingebrochen seien. Wie
sicherlich aus den Meiden bekannt sei, laufe es auch hinsichtlich der staatlichen
Hilfen fÃ¼r SelbstÃ¤ndige schleppend. Es sei der Antragstellerin bislang nicht
mÃ¶glich gewesen, diese zu beantragen, geschweige denn eine Auszahlung zu
erhalten. Jedenfalls habe sie nach ihrer Auffassung alle fÃ¼r die Bewilligung von
Leistungen notwendigen Informationen und Belege erbracht. Kontaktlos sei ihr eine
von der Vermieterin selbst erstellte Mietbescheinigung besorgt worden, aus der alle
notwendigen Daten ersichtlich seien. Dieser Vordruck habe dem des Landkreises
nicht entsprochen und habe deshalb nochmals eingereicht werden mÃ¼ssen. Die
Antragstellerin habe KontoauszÃ¼ge seit dem 01.12.2020 vollstÃ¤ndig vorgelegt,
Angaben zu den Einnahmen und Ausgaben vom 01.12.2020 bis 15.12.2020
gemacht und alle ihres Erachtens nach fÃ¼r eine Bewilligung erforderlichen Belege
erbracht. Ihres Erachtens nach dÃ¼rften Einnahmen, wie sie der Antragsgegner
belegt haben wolle, aus der Zeit vor dem Lockdown hier nicht relevant sein, da es
sich dabei um VermÃ¶gen handeln dÃ¼rfe. Zudem sei hier nach Auffassung der
Antragstellerin keine Einkommensprognose zu stellen, da sie schlichtweg aktuell
kein Einkommen erzielen kÃ¶nnen. Sobald der Lockdown enden wÃ¼rde, wÃ¼rde
sie aus dem Leistungsbezug ausscheiden, HilfebedÃ¼rftigkeit wÃ¼rde enden. Es
liege bereits jetzt eine lange Warteliste ihrer Kunden vor. Sie kÃ¶nnen direkt mit
dem ersten Tag nach dem Lockdown wieder starten. WofÃ¼r hier noch Unterlagen
fÃ¼r den Zeitraum 01.06.2020 bis 30.11.2020 benÃ¶tigt wÃ¼rden, erschlieÃ�e sich
nicht. Auf telefonische Nachfrage beim Antragsgegner sei der Antragstellerin
entgegnet worden, dass sie ohne diese Angaben mit keiner positiven Entscheidung
rechnen mÃ¼sse. Ein Screenshot Ã¼ber das aktuelle PayPal-Guthaben iHv 0,00
â�¬ wÃ¼rde beigefÃ¼gt. Die Antragstellerin habe dem Antragsgegner u.a.
folgende Unterlagen zur VerfÃ¼gung gestellt: KontoauszÃ¼ge vollstÃ¤ndig seit
Dezember 2020 bis Mitte Januar 2021 in Kopie, Kopie des Personalausweises,
Beitragsrechnung der privaten Krankenversicherung Ã¼ber 522,96 â�¬ â�� ggf.
kÃ¶nne noch eine Auskunft des A. Ã¼ber den Basistarif eingereicht werden,
Gewerbeanmeldung in Kopie, Stromabrechnungen fÃ¼r das GeschÃ¤ft sowie privat,
Mietbescheinigung der Privatwohnung, ErklÃ¤rung Ã¼ber die ArbeitsfÃ¤higkeit,
ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nliche Angaben u.a. Mietkosten etc. Nach dem Vorhalt

                             5 / 15



 

weiterer vorhandener Konten habe die Antragstellerin zu ihrer Ã�berraschung noch
zwei PostsparbÃ¼cher gefunden. Sie sei selbst Ã¼berrascht gewesen, dass diese
noch â��aktivâ�� seien. Es wÃ¼rden Kopien Ã¼ber den Kontostand Ã¼berreicht.
Das Sparbuch mit der Nummer 2 79.090.272 6 habe derzeit ein Guthaben von
20,00 DM, ein weiteres Sparbuch aus Kindertagen mit der Nummer 70.729.231
habe ein Guthaben von 1,00 DM. Nach weiterer PrÃ¼fung sei festgestellt worden,
dass tatsÃ¤chlich ein TwinCard Klassik Konto existiere, welches die Antragstellerin
versehentlich nicht angegeben hÃ¤tte. Dies habe nicht verschwiegen werden sollen.
Sie habe schlicht nicht daran gedacht, da es nicht genutzt wÃ¼rde. HierfÃ¼r
wÃ¼rde sich die Antragstellerin entschuldigen. Das Guthaben, welches aus dem
beigefÃ¼gten Auszug ersichtlich sei, betrage 3,88 â�¬. Angaben zur C. Bank
(Ruhendstellung), der D. Landesbausparkasse (gekÃ¼ndigt), der RÃ¼rupRente,
dem privaten Darlehen fÃ¼r eine Forderung des Finanzamtes sowie der E. Bank
(Autofinanzierung) habe die Antragstellerin gemacht. Die Antragstellerin versichere
in dem Zuge nochmals, dass Ã¼ber keinerlei Einkommen oder erhebliches
VermÃ¶gen verfÃ¼gt werde. Hinsichtlich der VerfÃ¼gungsberechtigungen
innerhalb ihrer Familie teile die Antragstellerin mit, dass es in vielen Familien
sicherlich nicht unÃ¼blich sei, gegenseitige Kontovollmachten zu erteilen fÃ¼r
NotfÃ¤lle, in denen die Kontoinhaber/in die eigenen BankgeschÃ¤fte nicht (mehr)
tÃ¤tigen kÃ¶nne. In ihrer Familie seien diese NotfÃ¤lle klar durch Absprachen
festgelegt (z.B. Tod, Koma oder schwere Krankheit). Die Antragstellerin wÃ¼rde
fÃ¼r keins der Konten ihrer TÃ¶chter, ihrer Schwester bzw. ihrer Eltern eine
Kontokarte besitzen. Eine eidesstattliche Versicherung sei beigefÃ¼gt. Die TÃ¶chter
der Antragstellerin wÃ¼rden zudem beim Vater leben. Die minderjÃ¤hrige Tochter
erhalte bis zu ihrem 18. Geburtstag im kommenden Juni einen monatlichen
Unterhalt, ihre volljÃ¤hrige Tochter erhalte eine Art monatliches
â��Taschengeldâ��. Die Zahlungen entnehme man den KontoauszÃ¼gen. Es sei
der Antragstellerin nicht klar gewesen, dass die Informationen hinsichtlich der
TÃ¶chter wichtig sein kÃ¶nnten, da diese nicht in ihrem Haushalt leben wÃ¼rden
und diese Angaben auch in den Vordrucken nicht abgefragt worden seien, da es nur
um Personen gegangen sei, welche mit ihr in einer Bedarfsgemeinschaft leben
wÃ¼rden. Zur angezweifelten VollstÃ¤ndigkeit der KontoauszÃ¼ge wÃ¼rde
mitgeteilt, dass diese vollstÃ¤ndig sein dÃ¼rften. Die vorgelegten AuszÃ¼ge fÃ¼r
Januar starten auf Blatt 1 mit dem Endbetrag, wie er auch auf dem letzten
Kontoauszug aus Dezember 2020 zu finden sei. Wie nun schon mehrfach gefordert,
werde auch die Versicherungsnummer bei der DRV mitgeteilt. WofÃ¼r diese
benÃ¶tigt werde, erklÃ¤re sich nicht. Es wÃ¼rde durch die SelbstÃ¤ndigkeit privat
fÃ¼r die Rente vorgesorgt. Hinsichtlich des Angebots der A. fÃ¼r den Basistarif
habe sich die Antragstellerin bereits gekÃ¼mmert. Zuletzt listete die Antragstellerin
nochmals im Detail alle benannten Konten nebst Verwendung auf (Bl. 37 der GA).
Ferner Ã¼berreichte sie die Bescheinigung der A. Ã¼ber den Basis-Tarif sowie
Ã¼ber die im Dezember 2020 neu abgeschlossene Lebensversicherung bei der F..
Sie versichere abschlieÃ�end nochmals, dass keine Gutscheine und Pflegeprodukte
verkauft wÃ¼rden. Das GeschÃ¤ft habe 23 qm. Davon bestÃ¼nden bereits 2
Fronten aus Glas. Es gebe zwei BedienungsplÃ¤tze und eine abgetrennte sog.
â��Mixeckeâ��. Dazu gebe es einen kleinen Bereich mit der Kasse, ein
Standwaschbecken mit Sitzgelegenheit sowie ein kleines Regal (ca. 175 cm x30
cm). Auf dem Regal wÃ¼rden sich neben HandtÃ¼chern und Deko nur auf 2
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RegalbÃ¶den sehr wenige Pflegeprodukte vornehmlich fÃ¼r den Gebrauch im Salon
befinden. Sie wÃ¼rde nur sehr wenige Gutscheine pro Jahr verkaufen.
Pflegeprodukte wÃ¼rden auch eher selten nachgefragt. Sie habe auch bislang nicht
vor, sich mit dem Verkauf von Pflegeprodukten ein sog. Standbein aufzubauen,
weder vor der Pandemie noch wÃ¤hrenddessen. Dies lohne bzw. rechne sich nicht.
Sie betreibe ihr Handwerk mit Liebe und Freude, ihr Beruf fÃ¼lle sie sehr aus. Sie
empfinde es als entwÃ¼rdigend, jetzt auch noch jeden bzw. jeden nicht
vorhandenen Euro angeben zu mÃ¼ssen. Die Antragstellerin habe noch nie einen
solchen Antrag auf Sozialleistungen gestellt bzw. stellen mÃ¼ssen. Wenn sie
finanziell auch nur irgendwie anders Ã¼ber die Zeit des aufgezwungenen
Berufsverbots hinweggekommen wÃ¤re, hÃ¤tte sie den Antrag nicht gestellt. Hilfen
sollten laut der Bundesregierung schnell und unkompliziert zur VerfÃ¼gung gestellt
werden kÃ¶nnen, wovon SoloselbstÃ¤ndige meilenweit entfernt seien. Sie sie in
einer Notsituation, die mit jeder Abbuchung auf dem Konto schlimmer wÃ¼rde.

Die Antragstellerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichtet, ihr
vorlÃ¤ufig Leistungen nach dem SGB II unter BerÃ¼cksichtigung des aktuell
geltenden Regelsatzes sowie der tatsÃ¤chlichen Kosten der Unterkunft und Heizung
iHv monatlich 570,00 â�¬ zu bewilligen.

Der Antragsgegner beantragt,

Â Â Â Â Â Â  den Antrag abzulehnen.

Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt dieser vor, dass der Leistungsantrag der Antragstellerin
bisher nicht entscheidungsreif sei. Mit Datum vom 21.01.2021 sei diese zuletzt
angehÃ¶rt worden, fehlende entscheidungsrelevante Unterlagen einzureichen.
Diese wÃ¼rden bis heute nicht vorliegen. Zudem kÃ¶nne festgestellt werden, dass
durch ein Kontenabrufersuchen beim Bundeszentralamt fÃ¼r Steuern festgestellt
worden sei, dass die Antragstellerin falsche Angaben hinsichtlich ihrer
persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse getÃ¤tigt habe. So habe sie
zahlreiche Girokonten verschwiegen, dessen Kontoinhaberin sie sei. Ebenso sei sie
VerfÃ¼gungsberechtigte zahlreicher Konten. Hierbei handele es sich offensichtlich
um Konten ihrer Kinder und ihrer Schwester. Diese seien lÃ¼ckenlos nachzuweisen.
Auch sei von der Antragstellerin eine ErklÃ¤rung hinsichtlich ihrer mÃ¶glichen
Kinder und Unterhaltsverpflichtungen abzugeben. Die Antragstellerin verweise in
ihrer BegrÃ¼ndung auf das vereinfachte Antragsverfahren und dadurch
erleichterten Zugang zu Leistungen nach dem SGB II. Â§ 67 SGB II sei jedoch nicht
zu entnehmen, dass die Regelungen des SGB II zur Feststellung der
HilfebedÃ¼rftigkeit auÃ�er Kraft gesetzt wÃ¼rden. Einzelne Vorschriften seien
lediglich in einzelnen Punkten erleichtert worden. Weiter erlasse Â§ 67 SGB II
Antragstellern nicht die Pflicht zur Vorlage aller notwendigen Unterlagen und
Abgabe von ErklÃ¤rungen, um HilfebedÃ¼rftigkeit festzustellen. Die Antragstellerin
habe bisher weder glaubhaft gemacht, Ã¼ber kein Einkommen noch Ã¼ber kein zu
berÃ¼cksichtigendes VermÃ¶gen zu verfÃ¼gen. Friseure seien fÃ¼r den
Publikumsverkehr und Besuche geschlossen. Dies schlieÃ�e den Verkauf von
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Gutscheinen oder Pflegeprodukten nicht aus. Zudem wÃ¼rden auch im Ã¼brigen
Bewilligungszeitraum organisatorische Aufgaben und Fixkosten anfallen, sodass das
Gewinneinkommen auf den gesamten Zeitraum zu verteilen sein dÃ¼rfte.
DarÃ¼ber hinaus sei zu erwarten, dass die SchlieÃ�ung fÃ¼r den Publikumsverkehr
noch im Laufe des Bewilligungszeitraums aufgehoben wÃ¼rde. Gem. Â§ 12 SGB II
seien zudem alle verwertbaren VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde zu berÃ¼cksichtigen.
Hierzu wÃ¼rden insbesondere Guthaben auf Bankkonten zÃ¤hlen. Da die
Antragstellerin zahlreiche Girokonten verschwiegen habe, seien auch die
KontostÃ¤nde unbekannt. Der LeistungstrÃ¤ger mÃ¼sse jedoch in die Lage versetzt
werden, eine PrÃ¼fung nach Â§ 67 Abs. 2 Satz 2 SGB II vorzunehmen. Vorliegend
habe die Antragstellerin nachweislich zahlreiche Girokonten verschwiegen, weshalb
die Vermutung des Â§ 67 Abs. 2 SGB II nicht eintrete. Die PrÃ¼fung, ob erhebliches
VermÃ¶gen vorhanden sei, werde deswegen von der Antragstellerin verhindert.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte sowie die beigezogenen Verwaltungsakten des Antragstellers Bezug
genommen, die Gegenstand der Entscheidungsfindung waren.

Â 

Â 

Â 

Â 

II.

Der zulÃ¤ssige Antrag ist begrÃ¼ndet. 

Â 

1.

Das Gericht der Hauptsache kann gemÃ¤Ã� Â§Â 86b Abs.Â 2 SatzÂ 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) auf Antrag eine einstweilige Anordnung in Form der
sogenannten Regelungsanordnung zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in
Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen, wenn eine solche Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Wesentliche Nachteile drohen,
wenn der Antragstellerin ohne eine einstweilige Anordnung schwere, unzumutbare,
nicht anders abwendbare Nachteile entstÃ¼nden, welche auch eine Entscheidung
in der Hauptsache nicht zu beseitigen im Stande wÃ¤re. Der Antrag hat dann
Aussicht auf Erfolg, wenn ein Anordnungsanspruch und ein Anordnungsgrund
glaubhaft gemacht werden kÃ¶nnen, Â§Â 86b Abs.Â 2 SatzÂ 4 SGG iVm Â§Â§Â 294
Abs.Â 1, 920 Abs.Â 2 Zivilprozessordnung (ZPO). Eine Tatsache ist nach Â§Â 23
Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGB X als glaubhaft gemacht anzusehen, wenn ihr Vorliegen nach
dem Ergebnis der Ermittlungen, die sich auf sÃ¤mtliche erreichbaren Beweismittel
erstrecken sollen, Ã¼berwiegend wahrscheinlich ist. Ob ein Anordnungsanspruch
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vorliegt, ist durch summarische PrÃ¼fung der Erfolgsaussichten in der Hauptsache
zu ermitteln. Ist die Klage in der Hauptsache offensichtlich unzulÃ¤ssig oder
unbegrÃ¼ndet, so ist der Antrag auf einstweilige Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf
den Anordnungsgrund grundsÃ¤tzlich abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht
nicht vorhanden ist. Ist hingegen mit Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit ein Erfolg
des Begehrens in der Hauptsache zu erwarten, so ist bei bestehender Dringlichkeit
eine vorlÃ¤ufige Regelung durch das Gericht zur Vermeidung schwerer Nachteile zu
treffen. Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund stehen insoweit in einer
Wechselbeziehung und bilden ein bewegliches System. Je grÃ¶Ã�er die
Erfolgsaussichten in der Hauptsache sind, desto geringere Anforderungen sind an
den Anordnungsgrund zu stellen. Bei offenem Ausgang des Hauptsacheverfahrens
ist eine FolgenabwÃ¤gung dergestalt vorzunehmen, dass das Gericht die Folgen
abwÃ¤gt, die entstÃ¼nden, wenn das Gericht die einstweilige Anordnung nicht
erlieÃ�e, sich im Hauptsacheverfahren jedoch das Bestehen des Anspruches
herausstellt, gegenÃ¼ber den Folgen die entstÃ¼nden, wenn das Gericht die
einstweilige Anordnung erlieÃ�e, sich im Hauptsacheverfahren jedoch herausstellt,
dass ein Anspruch tatsÃ¤chlich nicht besteht (BVerfG Beschluss vom 12.05.2005,
Az.: 1 BvR 569/05; Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/V., 13. Aufl. 2020, SGG
Â§Â 86b Rn. 29a mwN). Dabei sind grundrechtliche Belange der Antragstellerin,
soweit diese durch die Entscheidung berÃ¼hrt werden, umfassend in der
AbwÃ¤gung zu berÃ¼cksichtigen (vgl. BVerfG, aaO). Die Gerichte mÃ¼ssen sich
schÃ¼tzend und fÃ¶rdernd vor die Grundrechte des Einzelnen stellen. Namentlich
haben sie eine Verletzung der grundgesetzlichen GewÃ¤hrleistung der
MenschenwÃ¼rde zu verhindern, auch wenn diese nur mÃ¶glich erscheint oder nur
zeitweilig andauert (vgl. BVerfG, aaO; Kammerbeschluss vom 25.02.2009, 1 BvR
120/09).

Â 

2.

Ausgehend von diesen MaÃ�stÃ¤ben ist ein auf Â§Â§ 7 ff., Â§Â§ 19 ff. SGB II
gestÃ¼tzter Anordnungsanspruch der Antragstellerin auf die vorlÃ¤ufige
GewÃ¤hrung von Leistungen nach dem SGB II glaubhaft.

Â 

ErwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte erhalten nach Â§ 19 Abs. 1 Satz 1 SGB II
Arbeitslosengeld II. Diese Leistung umfasst nach Satz 3 den Regelbedarf,
Mehrbedarfe und den Bedarf fÃ¼r Unterkunft und Heizung. GemÃ¤Ã� Â§ 19 Abs. 3
Satz 1 SGB II werden die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in HÃ¶he
der Bedarfe nach den AbsÃ¤tzen 1 und 2 erbracht, soweit diese nicht durch das zu
berÃ¼cksichtigende Einkommen und VermÃ¶gen gedeckt sind. Leistungen nach
dem SGB II erhalten nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II Personen, die das 15. Lebensjahr
vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a SGB II noch nicht erreicht haben,
erwerbsfÃ¤hig und hilfebedÃ¼rftig sind und ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland haben. 
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Unstreitig hat die Antragstellerin ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland, das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze
nach Â§ 7a SGB II noch nicht erreicht und ist erwerbsfÃ¤hig. 

HilfebedÃ¼rftig ist gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 1 SGB II, wer seinen Lebensunterhalt nicht
oder nicht ausreichend aus dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder
VermÃ¶gen sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von anderen,
insbesondere von AngehÃ¶rigen oder von TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen,
erhÃ¤lt.

Als Einkommen sind nach Â§ 11 Abs. 1 Satz 1 SGB II zu berÃ¼cksichtigen
Einnahmen in Geld abzÃ¼glich der nach Â§ 11b SGB II abzusetzenden BetrÃ¤ge mit
Ausnahme der in Â§ 11a SGB II genannten Einnahmen. GemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 2 SGB
II sind laufende Einnahmen in dem Monat zu berÃ¼cksichtigen, in dem sie
zuflieÃ�en. 

Nach Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 bis 3 der Verordnung zur Berechnung von Einkommen
sowie zur NichtberÃ¼cksichtigung von Einkommen und VermÃ¶gen beim
Arbeitslosengeld II/Sozialgeld (Alg II-VO) ist bei der Berechnung des Einkommens
aus selbstÃ¤ndiger Arbeit, Gewerbebetrieb oder Land- und Forstwirtschaft von den
Betriebseinnahmen auszugehen. Betriebseinnahmen sind alle aus selbstÃ¤ndiger
Arbeit, Gewerbebetrieb oder Land- und Forstwirtschaft erzielten Einnahmen, die im
Bewilligungszeitraum nach Â§ 41 Absatz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
tatsÃ¤chlich zuflieÃ�en. Wird eine ErwerbstÃ¤tigkeit nach Satz 1 nur wÃ¤hrend
eines Teils des Bewilligungszeitraums ausgeÃ¼bt, ist das Einkommen nur fÃ¼r
diesen Zeitraum zu berechnen. GemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 4 Alg II-VO ist fÃ¼r jeden Monat
der Teil des Einkommens zu berÃ¼cksichtigen, der sich bei der Teilung des
Gesamteinkommens im Bewilligungszeitraum durch die Anzahl der Monate im
Bewilligungszeitraum ergibt. Im Fall des Absatzes 1 Satz 3 gilt als monatliches
Einkommen derjenige Teil des Einkommens, der der Anzahl der in den in Absatz 1
Satz 3 genannten Zeitraum fallenden Monate entspricht. Von dem Einkommen sind
die BetrÃ¤ge nach Â§ 11b des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch abzusetzen.

Als VermÃ¶gen sind grundsÃ¤tzlich alle verwertbaren VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde zu
berÃ¼cksichtigen (Â§Â 12 Abs.Â 1 SGB II). 

Â 

Die Kammer hat ab Januar 2021 bzw. ab Antragstellung in diesem Verfahren keine
durchgreifenden Zweifel an der HilfebedÃ¼rftigkeit der Antragstellerin.
Insbesondere bestehen keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Antragstellerin seit
dem Lockdown ab dem 16.12.2020 Einnahmen erzielt, um ihren Bedarf zu decken,
noch dass sie Ã¼ber erhebliches VermÃ¶gen verfÃ¼gt.

Â 

Im Zuge der sogenannten â��Corona-Kriseâ�� hat der Gesetzgeber das Gesetz
fÃ¼r den erleichterten Zugang zu sozialer Sicherung und zum Einsatz und zur
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Absicherung sozialer Dienstleister aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2
(Sozialschutz-Paket) vom 27.03.2020 mit Inkrafttreten am 28.03.2020 auf den Weg
gebracht, welches unter anderem den Zugang zu Leistungen nach dem SGB II
erleichtern soll. Â§ 67 SGB II lautet in seiner aktualisierten Fassung:

Â 

(1) Leistungen fÃ¼r BewilligungszeitrÃ¤ume, die in der Zeit vom 1. MÃ¤rz 2020 bis
zum 31. MÃ¤rz 2021 beginnen, werden nach MaÃ�gabe der AbsÃ¤tze 2 bis 4
erbracht.

(2) Abweichend von den Â§Â§ 9, 12 und 19 Absatz 3 wird VermÃ¶gen fÃ¼r die
Dauer von sechs Monaten nicht berÃ¼cksichtigt. Satz 1 gilt nicht, wenn das
VermÃ¶gen erheblich ist; es wird vermutet, dass kein erhebliches VermÃ¶gen
vorhanden ist, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller dies im Antrag
erklÃ¤rt.

(3) Â§ 22 Absatz 1 ist mit der MaÃ�gabe anzuwenden, dass die tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten als
angemessen gelten. Nach Ablauf des Zeitraums nach Satz 1 ist Â§ 22 Absatz 1 Satz
3 mit der MaÃ�gabe anzuwenden, dass der Zeitraum nach Satz 1 nicht auf die in Â§
22 Absatz 1 Satz 3 genannte Frist anzurechnen ist. Satz 1 gilt nicht in den FÃ¤llen,
in denen im vorangegangenen Bewilligungszeitraum die angemessenen und nicht
die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen als Bedarf anerkannt wurden.

(4) Sofern Ã¼ber die Leistungen nach Â§ 41a Absatz 1 Satz 1 vorlÃ¤ufig zu
entscheiden ist, ist Ã¼ber den Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts abweichend von Â§ 41 Absatz 3 Satz 1 und 2 fÃ¼r sechs Monate
zu entscheiden. In den FÃ¤llen des Satzes 1 entscheiden die TrÃ¤ger der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende abweichend von Â§ 41a Absatz 3 nur auf
Antrag abschlieÃ�end Ã¼ber den monatlichen Leistungsanspruch.

(5) (weggefallen)

(6) Die Bundesregierung wird ermÃ¤chtigt, durch Rechtsverordnung ohne
Zustimmung des Bundesrates den in Absatz 1 genannten Zeitraum lÃ¤ngstens bis
zum 31. Dezember 2020 zu verlÃ¤ngern.

Â 

Die Vorschrift enthÃ¤lt Erleichterungen zum Zugang zu Leistungen der
Grundsicherung nach dem SGB II, indem etwa grundsÃ¤tzlich auf eine
VermÃ¶gensprÃ¼fung verzichtet wird, und weitere Modifizierungen zentraler
Regelungen des SGB II zugunsten HilfebedÃ¼rftiger, deren Bewilligungszeitraum in
der Zeit vom 01.03.2020 bis 31.03.2021 beginnt, vorgenommen wurden. Diese
Leistungen sollen in einem vereinfachten Verfahren schnell und unbÃ¼rokratisch
zugÃ¤nglich gemacht werden, um die Betroffenen zeitnah unterstÃ¼tzen zu
kÃ¶nnen. Es soll niemand aufgrund der wirtschaftlichen Auswirkungen dieser Krise
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in existenzielle Not geraten (BT-Drs. 19/18107, S. 18). Von vorÃ¼bergehenden
erheblichen EinkommenseinbuÃ�en kÃ¶nnen alle ErwerbstÃ¤tigen betroffen sein.
Dabei sind selbstÃ¤ndig tÃ¤tige Personen, insbesondere Kleinunternehmer und
sogenannte Solo-SelbstÃ¤ndige, besonders betroffen. Bei diesem Personenkreis
bestehen in der Regel keine AnsprÃ¼che auf vorrangige Leistungen wie
Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld oder Insolvenzgeld. Die Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem SGB II werden auf Antrag erbracht. Dabei ist es
vorÃ¼bergehend erforderlich, diese Leistungen mÃ¶glichst schnell und
unbÃ¼rokratisch zugÃ¤nglich zu machen. Es soll zum einen niemand aufgrund der
wirtschaftlichen Auswirkungen dieser Krise in existenzielle Not geraten, zum
anderen mÃ¼ssen auch die Jobcenter bei der Bearbeitung einer Vielzahl von
AntrÃ¤gen durch Verfahrenserleichterungen unterstÃ¼tzt werden. Diesem Ziel
dienen die MaÃ�gaben in den AbsÃ¤tzen 2 bis 4 (BT-Drs. 19/18107, S. 25).

Â 

Unstreitig musste die Antragstellerin ihr FriseurgeschÃ¤ft ab dem 16.12.2020 fÃ¼r
den Publikumsverkehr schlieÃ�en und erzielt hieraus seitdem keine Einnahmen
mehr. Bis zum 15.12.2020 konnte die Antragstellerin noch Einnahmen iHv 5.455,00
â�¬ erzielen abzgl. der angegebene Ausgaben iHv 1.170,09 â�¬ (= 4.284,91 â�¬).
Nach Bereinigung iSd Â§ 11b Abs. 1 Nr. 3 a, b (private Kranken- und Altersvorsorge)
und Abs. 3 SGB II verbleibt ein bedarfsdeckendes Einkommen, welches den Bedarf
der Antragstellerin iHv 446,00 â�¬ (Â§Â§ 19, 20 SGB II) zzgl. der Kosten der
Unterkunft und Heizung (Â§Â§ 19, 22 SGB II) iHv insgesamt 570,00 â�¬ (450,00 â�¬
Grundmiete, 40,00 â�¬ Nebenkosten und 80,00 â�¬ Heizkosten), im Dezember
2020 abdeckt. Eine Verteilung dieses Einkommens auf bzw. die Bildung eines
Durchschnittseinkommens fÃ¼r mehrere Monate kommt nach Auffassung der
Kammer nicht in Betracht. Gem. Â§ 3 Abs. 1 Satz 3 iVm Abs. 4 Satz 3 Alg II-VO ist
das Einkommen nur in dem Monat zu berÃ¼cksichtigen, in dem die
ErwerbstÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt wird. Nach Auffassung der Kammer kommt es hierbei
auf die tatsÃ¤chliche AusÃ¼bung der ErwerbstÃ¤tigkeit â�� nicht das alleinige
Fortbestehen des Gewerbes â�� an, welche aufgrund behÃ¶rdlicher Anordnung nur
noch bis zum 15.12.2020 ausgeÃ¼bt werden durfte. Die noch fortlaufenden
Ausgaben fÃ¼hren nicht zu der Wertung einer FortfÃ¼hrung der ErwerbstÃ¤tigkeit,
da die AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit tatsÃ¤chlich untersagt wurde. Ab Januar 2021 ist
mithin kein Einkommen mehr aus dem FriseurgeschÃ¤ft zu berÃ¼cksichtigen. 

Â 

Die Antragstellerin hat im Rahmen des angestrengten Leistungsantragsverfahrens
sowie auch in diesem Verfahren glaubhaft betont, aktuell keine anderweitigen
EinkÃ¼nfte zu haben, auch nicht durch GutscheinverkÃ¤ufe oder ProduktverkÃ¤ufe
etc. Hieran hat die Kammer keine Zweifel. Die KontoauszÃ¼ge belegen zudem,
dass seit dem 16.12.2020 keine Einnahmen erzielt wurden.

Â 

Hinsichtlich des VermÃ¶gens ist gem. Â§ 67 Abs. 2 SGB II eine EigenerklÃ¤rung der
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Antragsteller erforderlich, nicht Ã¼ber erhebliche VermÃ¶genswerte zu verfÃ¼gen,
d.h. Ã¼ber die HÃ¶he des vorhandenen VermÃ¶gens (vgl. BT-Drs. 19/18107, S. 25).
Dies hat die Antragstellerin getan. 

Â 

Dennoch beharrte der Antragsgegner weiter darauf, dass die Antragstellerin noch
weitere Angaben â�� auch zum Einkommen vor Antragstellung â�� machen sollte.
GrÃ¶Ã�tenteils kam die Antragstellerin diesen Forderungen nach. Sie gab ihr â��
zwischenzeitlich â�� privat und geschÃ¤ftlich genutztes Girobusiness-Konto bei der
G. an, eine RÃ¼rup-Rente, ein privat genutztes PayPal-Konto ohne Guthaben, ein
Darlehen bei der G. wegen einer Schuld gegenÃ¼ber dem Finanzamt, eine ruhend
gestellte Wertanlage bei der C. -Bank sowie eine Autofinanzierung bei der E. -Bank.
Dennoch hat der Antragsgegner eine Kontenabrufverfahren durchgefÃ¼hrt,
welches nach Â§ 93 Abgabenordnung (AO) dann zum Tragen kommen soll, wenn
dies zur Ã�berprÃ¼fung des Vorliegens der Anspruchsvoraussetzungen erforderlich
ist und ein vorheriges Auskunftsersuchen an die betroffene Person nicht zum Ziel
gefÃ¼hrt hat oder keinen Erfolg verspricht. Die Voraussetzungen hierfÃ¼r kÃ¶nnen
im vorliegenden Fall nur anzunehmen sein, wenn der Antragsgegner den Angaben
der Antragstellerin, Ã¼ber keine Einnahmen und kein erhebliches VermÃ¶gen zu
verfÃ¼gen, keinen Glauben schenkte, wofÃ¼r hingegen die Kammer keinen Anlass
sieht. Dies dÃ¼rfte nun auch nachgewiesen sein. Die durch das
Kontenabrufverfahren aufgedeckten Konten sind zum einen zu vernachlÃ¤ssigende
SparbÃ¼cher aus der Kindheit und Jugend, ein nahezu ungenutztes TwinCard-Konto
sowie ein Kreditkartenkonto, welches kein eigenes Guthaben aufweist. Alle anderen
â��aktivenâ�� eigenen Konten hatte die Antragstellerin angegeben, wenn auch
ohne die dazugehÃ¶rige Nummer (C., E., G.). Die eingerÃ¤umten
KontoverfÃ¼gungsberechtigungen hat die Antragstellerin plausibel und
nachvollziehbar erklÃ¤rt. Die Guthaben der Drittkonten sind glaubhaft wertmÃ¤Ã�ig
allein der jeweils dritten Person zuzuordnen, die VerfÃ¼gungsberechtigungen nur
fÃ¼r NotfÃ¤lle eingerichtet. Das Handeln allein in fremdem Interesse ist mithin
eindeutig erkennbar (vgl. BSG, Urteil vom 24.05.2006, Az.: B 11a AL 7/05 R). Zweifel
an der alleinigen FremdnÃ¼tzigkeit der VerfÃ¼gungsbefugnis bestehen nicht. Von
einem vorsÃ¤tzlichen Verschweigen kann nach Auffassung der Kammer hier nicht
gesprochen werden. Die Kammer hÃ¤lt es nicht fÃ¼r ungewÃ¶hnlich, dass
VerfÃ¼gungsberechtigungen fÃ¼r den Notfall durch den Laien nicht als ggf.
anzugebende Tatsachen angesehen werden, weshalb dies einer Konkretisierung
bedurft hÃ¤tte. Ebenso geht der Laie in der Regel zunÃ¤chst bei Konten von
laufenden Girokonten und Geldanlagen bzw. Darlehen aus. Dies hatte die
Antragstellerin angegeben, obwohl dies nach Â§ 67 Abs. 2 SGB II sogar eigentlich
entbehrlich war. Das Ergebnis stellt sich nunmehr als unerheblich dar. Die Kammer
hÃ¤lt es fÃ¼r Ã¼berzogen, die Nichtangabe ungenutzter Konten/SparbÃ¼cher und
die laienhafte Einordnung von VerfÃ¼gungsberechtigungen, aus denen glaubhaft
kein eigener Nutzen gezogen wird, zugleich mit einem Generalverdacht der
Verschleierung zu belegen, wie es hier den Anschein macht, zumal der Sachverhalt
aufgeklÃ¤rt werden konnte und einem Anspruch nach Auffassung der Kammer nicht
im Wege steht. Sicherlich gibt es eine Vielzahl von FÃ¤llen, in denen Einkommen
oder VermÃ¶gen auf Konten Dritter auch verschleiert wird. Die Kammer kann
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hingegen nicht erkennen, wie die Antragstellerin einen derartigen Verdacht
ausgelÃ¶st haben sollte. Sie hat wahrheitsgemÃ¤Ã� angegeben, Ã¼ber kein
erhebliches VermÃ¶gen zu verfÃ¼gen und seit dem 16.12.2020 keine Einnahmen
zu erzielen. Sie war vorher nie im Leistungsbezug und hat angekÃ¼ndigt, direkt
nach Ende des Lockdowns wieder auszuscheiden.

Â 

Die zuletzt immer noch gestellte Frage des Antragsgegners nach mÃ¶glichen
Gutschein- bzw. ProduktverkÃ¤ufen im Bewilligungszeitraum erschlieÃ�t sich in
diesem Zusammenhang nicht. Es wurde mehrfach versichert, dass dies nicht der
Fall ist. Es ist nicht erkennbar, weswegen der Antragsgegner bis zuletzt darauf
beharrt, dass die Antragstellerin Angaben zu ihren EinkÃ¼nften aus der Zeit vor
Antragstellung machen soll. Ihre davor erzielten Einnahmen vom 01.06.2020 bis
30.11.2020, KassenbÃ¼cher aus dieser Zeit, eine betriebswirtschaftliche
Auswertung fÃ¼r das gesamte Jahr 2020 sowie Einkommenssteuerbescheide fÃ¼r
die Jahre 2019 und 2018 haben keine Relevanz dafÃ¼r, dass ab dem 16.12.2020
die Antragstellerin schlichtweg nicht arbeiten durfte. Die coronabedingten
Besonderheiten dÃ¼rfen hier nicht auÃ�er Betracht bleiben. Mit einer sofortigen
Beendigung des Leistungsbezugs ab Beendigung des Lockdowns ist zudem zu
rechnen. Dies bestÃ¤tigt die Antragstellerin ausdrÃ¼cklich. Erzielte Einnahmen vor
Antragstellung stellen grundsÃ¤tzlich VermÃ¶gen dar. KontoauszÃ¼ge liegen seit
dem 01.12.2020 bis zum 18.01.2021 vor, wenngleich der Antragsgegner auch
zwischendurch Gegenteiliges behauptet. Ausweislich der Verwaltungsakte liegen
diese durchgÃ¤ngig vor. Es hat den Anschein, dass der Antragsgegner die
eingereichten Unterlagen gar nicht vollstÃ¤ndig gesichtet hat, aber dennoch immer
wieder stellenweise dieselben Unterlagen fordert. So auch die Nachforderung der
Mietbescheinigung, obwohl die Antragstellerin bereits eine vorgelegt hatte, aus der
alle notwendigen Informationen zu entnehmen waren. Die Nutzung der eigenen
Formulare des Antragsgegners ist nicht gesetzlich vorgeschrieben. Â§ 60 Abs. 2
Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) enthÃ¤lt eine Sollvorschrift hinsichtlich
vorhandener Vordrucke. Liegen die notwendigen Informationen hingegen vor, so
dient ein Beharren auf die nochmalige ausgefÃ¼llte Vorlage der eigenen Formulare
lediglich der VerfahrensverzÃ¶gerung, nicht der Vereinfachung und Beschleunigung
des Verfahrens. Die Formulare stellen nur ein Hilfsmittel dar, um die ErfÃ¼llung der
in Â§Â 60 Abs.Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 1 SGBÂ I normierten Pflicht zu ermÃ¶glichen. FÃ¼llt
er das Formular nicht vollstÃ¤ndig aus, so kommt es fÃ¼r die Frage der
ErfÃ¼llung/Verletzung der Pflicht nach Â§Â 60 Abs.Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 1 SGBÂ I darauf
an, ob es sich insoweit in dem Antragsvordruck um eine fÃ¼r die Entscheidung
erhebliche Tatsache handelt. Es handelt sich bei Â§Â 60 Abs.Â 2 SGBÂ I wie bereits
erwÃ¤hnt um eine Sollvorschrift, so dass die Verletzung einer Obliegenheit nicht
anzunehmen ist, wenn der Leistungsberechtigte den Vordruck nicht benutzt,
gleichwohl aber alle entscheidungserheblichen Angaben macht. So liegt der Fall
hier. Die Antragstellerin hat nach Auffassung der Kammer alle notwendigen
Angaben gemacht. Noch fehlende wurden nachgefordert und Notwendige
beigebracht. Es erschlieÃ�t sich auch nicht die Relevanz der nun noch geforderten
Angaben zu den Kindern der Antragstellerin, welche bei dem Vater leben. 
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Â 

Die Kammer geht daher vom Vorliegen eines Anordnungsanspruchs aus.

Auch von einem Anordnungsgrund ist ohne Zweifel auszugehen, da ansonsten der
Zweck des Sozialschutz-Paketes verfehlt wÃ¼rde.

Â 

3.

Die Kammer beschrÃ¤nkt den Anspruch zunÃ¤chst auf die Zeit bis zum 30.04.2021,
da bis dahin mit einer Aufhebung der SchlieÃ�ungsanordnung und mithin mit einem
Ausscheiden aus dem Leistungsbezug zu rechnen ist, wahrscheinlich sogar vorher.

Â 

Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
Abs. 1 Satz 1 SGG.

Erstellt am: 03.02.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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